
Bei dieser Sachlage seien nicht die Eigentumsverhält­
nisse, sondern die in § 34 FGB enthaltenen Kriterien 
für die Entscheidung von besonderer Bedeutung. Da 
der Verklagten das Erziehungsrecht für das Kind über­
tragen worden sei und auch noch ihre Mutter zur 
Wohngemeinschaft gehöre, habe sie das Anrecht auf 
die Ehewohnung.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Der Hauptmangel der Entscheidung des Rechtsmittel­
senats liegt darin, daß er seiner Aufklärungspflicht nur 
unzureichend nachgekommen ist. Er hat versäumt, den 
Sachverhalt umfassend aufzuklären und hierzu sorg­
fältige Feststellungen zu treffen. Bestrittenen Partei­
vortrag hat er, ohne hierüber Beweis zu erheben, 
seinem Urteil mit zugrunde gelegt und nicht alle für die 
Entscheidung erheblichen Umstände berücksichtigt.
Es war richtig, daß das Bezirksgericht versucht hat, 
neben anderem auch die Eigentumsverhältnisse am 
Haus mit zu klären, da sie in die Prüfung der Kriterien 
mit einzubeziehen sind, die für die Zuweisung der Ehe­
wohnung Bedeutung erlangen können. Zwar ist die 
Regelung des § 3 der aufgehobenen HausratsVO, daß 
dem anderen Ehegatten nur zur Vermeidung einer un­
billigen Härte die Wohnung zugewiesen werden soll, 
wenn einer der bisherigen Ehegatten alleiniger Eigen­
tümer des Hausgrundstücks ist (OG, Urteil vom 20. Sep­
tember 1962 - 1 ZzF 53/62 - NJ 1963 S. 448), nicht aus­
drücklich in § 34 FGB aufgenommen worden. Bei der 
Prüfung der Lebensverhältnisse der Beteiligten sind 
trotzdem auch weiterhin etwaige Eigentumsrechte am 
Hause mit zu erörtern und Erwägungen dahin anzu­
stellen, ob es vor allem zur Vermeidung künftiger Dif­
ferenzen unzweckmäßig sein kann, dem Nichteigen­
tümer die Wohnung zuzusprechen. Das schließt aller­
dings nicht aus, daß anders zu befinden ist, falls dies 
die Interessen des anderen Ehegatten oder das Wohl 
der Kinder im besonderen Maße gebieten. Immer ist 
zu beachten, daß die Grundsätze des Familienrechts 
gewahrt bleiben und die Eigentumsrechte am Grund­
stück oder Haus nicht überbewertet werden.
Der Rechtsmittelsenat ist davon ausgegangen, daß 
allein die Parteien Eigentümer des Eigenheims sein 
können. Das ist zwar möglich, aber noch nicht end­
gültig geklärt. Der Grund und Boden, auf dem das von 
den geschiedenen Ehegatten bewohnte Haus errichtet 
wurde, ist vorher von einer LPG genutzt worden, der 
weder der Kläger noch die Verklagte jemals angehört 
haben. Das Musterstatut für LPGs sieht die Zuweisung 
von Bauland durch die LPG nur für ihre Mitglieder 
vor, um diesen den Aufbau einer Hauswirtschaft zu er­
möglichen. Das trägt dazu bei, die Bindung des Mit­
glieds zur LPG zu festigen und seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse günstiger zu gestalten. Im Falle der von 
den Parteien genutzten Hauswirtschaft ist vom Statut 
abgewichen worden. Das kann möglicherweise spezielle 
Folgen für die Eigentumsverhältnisse an der Haus­
wirtschaft mit sich bringen. Es darf deshalb nicht ohne 
weiteres davon ausgegangen werden, daß im Hinblick 
auf Ziff. 69 Abs. 2 LPG-MSt III eine oder beide Par­
teien Eigentümer des Wohnhauses geworden sind. (Es 
folgen Hinweise zur weiteren Sachaufklärung.)
Erst wenn feststeht, daß nur die Parteien als Eigen­
tümer in Betracht kommen, kann untersucht werden, ob 
das Haus zu ihrem gemeinsamen Vermögen gehört oder 
der Kläger Alleineigentümer ist. Es trifft zu, daß die 
Auslegung des § 13 Abs. 1 FGB in Abschn. A I, Ziff. 2 
der OG-Richtlinie Nr. 24 auch auf den Erwerb von 
Grundstücken und Häusern Anwendung finden kann. 
Das Familiengesetzbuch orientiert auf eine weitgehende

Vermögensgemeinschaft der Ehegatten, die den sozia­
listischen Auffassungen über Ehe und Familie beson­
ders gerecht wird. Ihre Grundsätze sind daher nicht 
nur für die Zeit nach der Eheschließung zu beachten, 
sondern sie sind auch in angemessener Weise für die 
Zeit zu berücksichtigen, in der sich die künftigen Ehe­
gatten auf die bevorstehende Lebensgemeinschaft vor­
bereitet haben. Gemeinsame voreheliche Anschaffun­
gen, die der späteren gemeinsamen Lebensführung der 
künftigen Ehegatten dienen sollen, gehören deshalb 
nach Eheschließung zum gemeinschaftlichen Vermögen 
(OG, Urteil vom 9. Juli 1970 — 1 ZzF 13/70 — unver­
öffentlicht). Sofern vorhandene Gegenstände erworben 
werden, ist die Klärung der Art des Eigentums relativ 
einfach. Maßgebend sind dann die Umstände, die im 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs gegeben waren. Das 
gilt prinzipiell auch für den Erwerb von Grundstücken 
und Häusern (vgl. hierzu den Diskussionsbeitrag von 
K ö r n e r  auf der 13. Plenartagung des Obersten Ge­
richts zu Problemen des Familienrechts, NJ 1967 
S. 245).
Schwieriger kann sich die Beurteilung der Rechtslage 
gestalten, wenn die Herstellung des Gegenstandes län­
gere Zeit in Anspruch nimmt. Hierzu gehört z. B. auch 
die Errichtung einer Hauswirtschaft auf Baugelände, an 
dem der Auftraggeber kein Eigentum erwirbt. Es ist 
dann möglich, daß die Voraussetzungen, die das Ent­
stehen gemeinsamen Eigentums begründen können, 
nämlich, daß die voreheliche Anschaffung der künftigen 
gemeinsamen Lebensführung dienen soll und diese Ab­
sicht zur Zeit des Erwerbs besteht, erst nach Baubeginn 
eintreten. Ein solcher Fall dürfte in diesem Rechtsstreit 
gegeben sein. Um die Bildung gemeinsamen Eigentums 
an vorehelichen Anschaffungen nicht zu sehr einzu­
engen, aber auch in vertretbaren Grenzen zu halten, 
ist dann wie folgt zu verfahren:
Neben den im Abschn. A I, Ziff. 2 der OG-Richtlinie 
Nr. 24 gegebenen Hinweisen ist zusätzlich der Stand 
des Baugeschehens zu dem Zeitpunkt, zu dem vor der 
Ehe sonstige Bedingungen für das mögliche spätere 
Entstehen gemeinsamen Vermögens eintreten, mit zu 
berücksichtigen. Es ist zu differenzieren, ob der Haus­
bau bereits weitgehend fortgeschritten bzw. vollendet 
ist oder ob mit ihm erst begonnen wurde. Ist das letzte 
der Fall, entsteht unter Berücksichtigung aller weiteren 
Umstände gemeinsames Eigentum der künftigen Ehe­
gatten. Ist jedoch der Bau vollendet oder schon weit 
fortgeschritten, ist der Ehegatte, der das Baugeschehen 
in die Wege geleitet hat, als Alleineigentümer anzu­
sehen, es sei denn, die Parteien haben eine anders lau­
tende Vereinbarung getroffen (§ 14 FGB) oder sonstige 
gewichtige Gründe verlangen zur Wahrung der Prin­
zipien des Familienrechts eine andere Lösung.
Unter diesem Aspekt ist das bisherige Vorbringen der 
Parteien noch gründlich zu klären, wobei dem zeitlichen 
Ablauf der Bauausführung entsprechende Aufmerksam­
keit zu schenken ist. Es ist noch zu untersuchen, wann 
mit dem Bau des Eigenheims begonnen wurde und wie 
weit er fortgeschritten war, als sich die Parteien dar­
über einig waren, die Ehe miteinander einzugehen. In­
soweit kann der Zeitpunkt der Verlobung wichtige Hin­
weise geben. Zeitpunkt und Höhe der Kreditaufnahme 
können u. U. Hinweise dafür erbringen, ob die künfti­
gen Ehegatten überhaupt beabsichtigten, den Hausbau 
als gemeinschaftliches Anliegen mit beiderseitigen Mit­
teln weiterzuführen. Hingegen kann die Größe der 
Ehewohnung kein beachtliches Anzeichen dafür sein, 
daß der Kläger beabsichtigte, zusammen mit der Ver­
klagten gemeinsames Eigentum am Haus zu begrün­
den. Es ist auch nicht geklärt, wann er die Verklagte 
näher kennenlernte, wann sich die Parteien einig waren 
zu heiraten und wann das Eigenheim fertiggestellt
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